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1. Instanz
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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 AS 80/21
Datum 30.08.2021

3. Instanz

Datum 04.08.2022

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die KlÃ¤ger Anspruch auf hÃ¶here Leistungen
(insbesondere hÃ¶here Kosten der Unterkunft) in der Zeit von Juni 2017 bis
November 2017 haben.Â 

Die KlÃ¤gerin zu 4 (geboren 1976) trennte sich am 27. Oktober 2016 von ihrem
Ehemann und dem Vater ihrer Kinder (KlÃ¤gerin zu 1, geboren 2003; KlÃ¤ger zu 2,
geboren 2009; KlÃ¤ger zu 3, geboren 2011 und dem KlÃ¤ger zu 5, geboren 1997).
Die KlÃ¤ger wohnten in einer Wohnung im ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten
und waren ausweislich des Mietvertrages von September 2014 geÃ¤ndert am
28.01.2015 verpflichtet, 1050 Euro Mietzins (900 Euro Netto-Miete zuzÃ¼glich 150
Euro Vorauszahlung ohne Strom, Gas und Warmwassererzeugung) zu zahlen (vgl.
Bl. 32 der Verwaltungsakte sowie Mietbescheinigung Bl. 40 der Verwaltungsakte).
Die KlÃ¤gerin zu 4 ist sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt.
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Mit Schreiben vom 17.11.2016 forderte der Beklagte die KlÃ¤ger zur Absenkung
ihrer Kosten fÃ¼r die Unterkunft auf. Die angemessene Kaltmiete inklusive kalter
Nebenkosten belaufe sich auf 825 Euro bei fÃ¼nf Personen. Die derzeitige Miete
von 1050 Euro sei nicht angemessen. Die KlÃ¤ger seien verpflichtet die
BemÃ¼hungen zur Kostensenkung nachzuweisen. Ab dem 01.06.2017 wÃ¼rden
nur noch die angemessenen Kosten in HÃ¶he von monatlich 825 Euro bei der
Berechnung des Anspruchs zugrunde gelegt.

Am 20.04.2017 beantragten die KlÃ¤ger die Weiterbewilligung von Leistungen nach
dem SGB II von dem Beklagten.

Mit Bescheid vom 22.05.2017 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern vorlÃ¤ufig
Leistungen fÃ¼r die Zeit von Juni 2017 bis November 2017. Dabei berÃ¼cksichtigte
er als Mietkosten nur noch 825 Euro unter Hinweis auf das Schreiben des Beklagten
vom 17.11.2016.

Mit Bescheid vom 12.06.2017 hob der Beklagte den Bewilligungsbescheid vom
22.05.2017 fÃ¼r die Zukunft wegen rechtswidrig zugrunde gelegten Regelbedarfen
auf und bewilligte Beklagte den KlÃ¤gern vorlÃ¤ufig Leistungen fÃ¼r die Zeit von
Juli 2017 bis November 2017 und berÃ¼cksichtigte dabei weiterhin nur 825 Euro als
Kosten fÃ¼r Unterkunft.Â 

Mit Bescheid vom 09.01.2018 setzte der Beklagte die Leistungen nach dem SGB II
fÃ¼r die Zeit von Juni bis November 2017 endgÃ¼ltig fest und forderte von der
KlÃ¤gerin zu 4 und dem KlÃ¤ger zu 5 2283,48 Euro zurÃ¼ck.

Mit Bescheid vom 28.02.2018 erklÃ¤rte der Beklagte gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin zu
4 und dem KlÃ¤ger zu 5 die Aufrechnung des Erstattungsbetrags i.H.v. 2.283,48
Euro mit 10 % des jeweils maÃ�gebenden Regelbedarfs.

Am 27.03.2018 beantragte die ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤ger die
Ã�berprÃ¼fung des Bescheides vom 09.01.2018. Die Kosten der Unterkunft seine in
voller HÃ¶he zu berÃ¼cksichtigen. Zudem seien die Kfz-Haftpflichtversicherung und
die Fahrtkosten zur Arbeit zu berÃ¼cksichtigen.

Nach Eingang weitere Unterlagen nahm der Beklagte mit Bescheid vom 04.09.2018
den Bescheid vom 09.01.2018 aufgrund des Ã�berprÃ¼fungsantrags zurÃ¼ck. Es
ergebe sich keine Erstattung, sondern den KlÃ¤gern seien 100,20 Euro
nachzuzahlen (aufgrund Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehung sowie Fahrtkosten zur
Arbeit der Kfz-Haftpflichtversicherung und der Versicherungspauschale).

Mit Bescheid vom 04.10.2018 widersprach die KlÃ¤ger dem Bescheid vom
04.09.2018, da die Unterkunftskosten in voller HÃ¶he zu Ã¼bernehmen seien.

Mit Schreiben vom 13.11.2018 forderte der Beklagte die KlÃ¤ger auf, Nachweise
Ã¼ber BemÃ¼hungen zur Senkung der Kosten der Unterkunft zu Ã¼bersenden. Die
ProzessbevollmÃ¤chtigte teilte am 03.12.2018 mit, dass die Unterkunftskosten so
oder so angemessen seien.
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Mit Bescheid vom 02.08.2019 setzte die Beklagte die Leistungen abschlieÃ�end
fÃ¼r die Zeit vom Juni 2017 bis November 2017 fest und half damit den
Widerspruch vom 04.10. 2018 teilweise ab. Der Beklagte berÃ¼cksichtigte von Juni
2017 bis September 2017 899,90 Euro als Kosten der Unterkunft.

Mit Widerspruchsbescheid vom 18. Dezember 2019 wies der Beklagte den
Widerspruch gegen den Bescheid vom 04.09.2018 soweit nicht mit Bescheid vom
02.08.2019 abgeholfen wurde, zurÃ¼ck.

Am 20.01.2020 haben die KlÃ¤ger Klage vor dem Sozialgericht in Darmstadt
erhoben.

Die KlÃ¤ger tragen vor die Unterkunftskosten seien weiterhin um 225 Euro
gekÃ¼rzt. Die Bruttomiete von monatlich 1133,50 Euro sei nicht unangemessen
teuer, zumal es sowieso keine andere und keine andere billigere sofort verfÃ¼gbare
Wohnung fÃ¼r 5 Personen gebe. 5 Personen, die zudem sozialschwacher
AuslÃ¤nder sein, hÃ¤tten es schwer Vermieter zu finden, die Ihnen Wohnungen
vermieten wollen, da viele Kinder nicht gern gesehen sein wie bekannt. Eine
Wohnung in HÃ¶he der Mietobergrenze sei nicht vorhanden.Â 

Die anwaltlich vertretenen KlÃ¤ger beantragen wÃ¶rtlich:
â��den Bescheid des Beklagten vom 04.09.2018 in der Fassung des Teil
Abhilfebescheides vom 02.08.2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
18.12.2019 aufzuheben,

den Beklagten zu verurteilen den KlÃ¤gern Leistungen nach SGB II in gesetzlicher
HÃ¶he zu zahlen nebst Zinsen U. A. Unterkunftskosten in voller HÃ¶he
anzuerkennen,

den Beklagten zu verurteilen einen transparenten Differenz-Berechnungsprotokoll
zu erteilen,

den Beklagten zu verurteilen die Kosten des Vorverfahrens in voller HÃ¶he zu
Ã¼bernehmen.â��

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen. Die Beklagte weist auf ihre AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid.

Das Gericht hat die KlÃ¤ger aufgefordert eine ErklÃ¤rung des weiteren gesetzlichen
Vertreters der KlÃ¤ger zu 1-3 dahingehend, dass dieser mit der Erhebung der Klage
einverstanden ist, einzureichen oder einen Nachweis der alleinigen Sorge von Frau
der KlÃ¤gerin zu 4 zu Ã¼bersende. Zudem wurden die KlÃ¤ger aufgefordert
mitzuteilen, ob sie sich um anderweitigen Wohnraum bemÃ¼ht haben, wenn ja
sÃ¤mtliche Nachweise zu Ã¼bersenden dazu wurde schlieÃ�lich eine Frist gemÃ¤Ã�
Â§ 106a Abs. 3 SGG gesetzt.
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Daraufhin erklÃ¤ren die KlÃ¤ger sie hÃ¤tten sich umgehÃ¶rt und Mietangebote
gelesen, soweit der KlÃ¤gerin zu 4 dies mÃ¶glich gewesen sei. Die
Wohnungsmarktlage sei angespannt. Mit Kindern sei der Wohnungsmarkt doppelt
angespannt wie allgemein bekannt sei bzw. kaum vorhanden sei. Es gebe zudem
keine sofort freien verfÃ¼gbaren Wohnungen fÃ¼r den von dem Beklagten
behaupteten angemessenen MiethÃ¶he. Anderenfalls mÃ¶ge der Beklagte diese
sofort benennen. Nach der Liste der Beklagten sei eine Miete kalt inklusive kalter
Nebenkosten bereits bei 820 Euro angemessen. Hinzu kÃ¤men Verbrauchskosten
fÃ¼r fÃ¼nf Personen, so dass 1133,50 Euro so oder so angemessen sein.

Der Beklagte trÃ¤gt noch unter Vorlage von internen Wohnungsangebotslisten fÃ¼r
die Zeit ab dem 2016 vor, dass durchgÃ¤ngig entsprechend angemessene
Wohnungen fÃ¼r fÃ¼nf Person erhÃ¤ltlich seien ein Nachweis konkreter
unschlÃ¼ssiger Kostensenkung BemÃ¼hungen lÃ¤ge nicht vor.
Die Beteiligten wurden mit Schreiben vom 10.11.2020 â�� zugestellt am
24.11.2020 bzw. 27.11.2020 â�� zu einer beabsichtigten Entscheidung durch
Gerichtsbescheid gehÃ¶rt.
Die ProzessbevollmÃ¤chtigte beantragte daraufhin am 08.12.2020 Einsicht in die
Akte und bat um FristverlÃ¤ngerung bis zum 23.01.2021. Die Frist wurde mit
Schreiben vom 09.12.2020 bis zum 08.01.2021 (zugestellt am 22.12.2020) und
Akteneinsicht gewÃ¤hrt.Â 
Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichts- und
Verwaltungsakte Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Der Rechtsstreit konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 S.
1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) durch Gerichtsbescheid in Beschlussbesetzung â��
ohne ehrenamtliche Richter â�� entschieden werden, nachdem die Beteiligten
zuvor entsprechend angehÃ¶rt worden sind, ihnen eine angemessene Frist zur
Stellungnahme eingerÃ¤umt worden ist und die Sache keine besonderen
Schwierigkeiten tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist sowie der Sachverhalt
darÃ¼ber hinaus so, wie er fÃ¼r die Entscheidung allein rechtlich relevant ist,
geklÃ¤rt ist. Der Gerichtsbescheid wirkt insoweit als Urteil (Â§ 105 Abs. 3 1.
Halbsatz SGG).
I. Klage der KlÃ¤gerin zu 4 und des KlÃ¤gers zu 5:

Die Klage der KlÃ¤gerin zu 4 und des KlÃ¤gers zu 5 ist zulÃ¤ssig aber nicht
begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤ger haben keinen Anspruch auf hÃ¶here Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II in der Zeit von Juni bis November 2017.
Insbesondere haben die KlÃ¤ger keinen Anspruch auf die BerÃ¼cksichtigung
hÃ¶herer Kosten der Unterkunft und Heizung als die in der Bedarfsberechnung
berÃ¼cksichtigen 899,90 Euro monatlich.Â 

Die Berechnung entspricht den gesetzlichen Vorgaben des Â§ 22 SGB II. Nach
dessen Absatz 1 Satz 1 werden Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der
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tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Weiter
bestimmt Absatz 1 Satz 3, dass soweit die Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft und
Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Umfang
Ã¼bersteigen, sie als Bedarf so lange anzuerkennen sind, wie es der
Bedarfsgemeinschaft nicht mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, durch einen
Wohnungswechsel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu
senken, in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r sechs Monate. Eine Absenkung der
nach Satz 1 unangemessenen Aufwendungen muss gemÃ¤Ã� Satz 4 nicht gefordert
werden, wenn diese unter BerÃ¼cksichtigung der bei einem Wohnungswechsel zu
erbringenden Leistungen unwirtschaftlich wÃ¤re. Nach Â§ 22 Abs. 10 Satz 1 SGB II
ist die Bildung einer Gesamtangemessenheitsgrenze zur Beurteilung der
Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach Absatz 1
Satz 1 zulÃ¤ssig. Dabei kann nach Satz 2 fÃ¼r die Aufwendungen fÃ¼r Heizung der
Wert berÃ¼cksichtigt werden, der bei einer gesonderten Beurteilung der
Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und der Aufwendungen fÃ¼r
Heizung ohne PrÃ¼fung der Angemessenheit im Einzelfall hÃ¶chstens
anzuerkennen wÃ¤re.Â 

Zur Beurteilung der Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und
Heizung nach Absatz 1 Satz 1 hat der Beklagte schlieÃ�lich eine
Gesamtangemessenheitsgrenze gebildet (vgl. Â§ 22 Abs. 10 SGB II). Die KlÃ¤ger
haben keinen Anspruch auf hÃ¶here Leistungen. Zwar hat die Beklagte keine
eigenen Berechnungen angestellt und kein Konzept erstellt bzw. erstellen lassen,
mit dem dieser die Angemessenheit bestimmt, sondern greift auf die Werte der
Wohngeldtabelle zuzÃ¼glich des Sicherheitszuschlags von 10 Prozent zurÃ¼ck.
Selbst wenn davon auszugehen ist, dass es sich dabei nicht um ein
â��schlÃ¼ssiges Konzeptâ�� zur Ermittlung der Angemessenheitsgrenzen nach der
Rechtsprechung des BSG handelt, wÃ¤re im Falle eines Erkenntnisausfalls zur
Ermittlung der angemessenen Referenzmiete die grundsÃ¤tzlich zu
Ã¼bernehmenden tatsÃ¤chlichen Aufwendungen durch die Tabellenwerte zu Â§ 12
Wohngeldgesetz (WoGG) zuzÃ¼glich eines Sicherheitszuschlages von 10% im Sinne
einer Angemessenheitsobergrenze begrenzt (vgl. BSG, Urteil vom 11. Dezember
2012 â�� B 4 AS 44/12 R â�� juris ; BSG, Urteil vom 12. Dezember 2013 â�� B 4 AS
87/12 R â�� juris; Hessisches Landessozialgericht, Beschluss vom 2. August 2016
â�� L 9 AS 489/16 B ER â�� juris). Nach der Anlage zu Â§ 1 Abs. 3 Wohngeldgesetz
vom 02.10.2015 ist A-Stadt der Mietstufe III zugeordnet. Bei fÃ¼nf zu
berÃ¼cksichtigenden Haushaltsmitgliedern ergibt sich nach Â§ 12 WoGG fÃ¼r die
Mietstufe III ein HÃ¶chstbetrag (Kaltmiete einschlieÃ�lich Umlagen ohne
Heizkosten, vgl. Â§ 9 WoGG) von 825 Euro (750 Euro zuzÃ¼glich 10 %
Sicherheitszuschlag 75 Euro).Â 

Der Beklagte hat hier ausgehend von den im Jahr 2017 geltenden Werten aus dem
Wohngeldgesetz i.V.m. der Verordnung und den Werten aus dem
Bundesheizkostenspiegel Mietkosten in HÃ¶he von 899,50 Euro als angemessen
angenommen. Dabei orientierte er sich an den Werten aus der Wohngeldtabelle
fÃ¼r einen fÃ¼nfkÃ¶pfigen Haushalt (750 Euro) nebst eines Sicherheitszuschlags
(75 Euro) sowie dem hÃ¶chsten Wert aus dem Bundesheizkostenspiegel 2016
(dessen Werte sogar hÃ¶her waren als fÃ¼r den Abrechnungszeitraum 2017). FÃ¼r
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letzteres kommt er zu einem zusÃ¤tzlich zu berÃ¼cksichtigenden Betrag von 74,90
Euro (99qm x 19,20 Euro [da dies der hÃ¶chste Wert fÃ¼r Erdgas ausweislich des
Heizspiegels ist] dividiert durch 12 Monate= 158,40 Euro abzÃ¼gl. der tatsÃ¤chlich
und berÃ¼cksichtigten Heizkosten in HÃ¶he von 83,50 Euro).Â 

Der Beklagte hatte auch nicht weiter die tatsÃ¤chlichen bzw. die zuvor
berÃ¼cksichtigten Kosten der Unterkunft und Heizung auch im hier
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum zu berÃ¼cksichtigen. Denn der Beklagte hatte
mit Schreiben vom 17.11.2016 die KlÃ¤ger eindeutig aufgefordert, nach dem
Umzug des Ehemannes die Kosten weiter zu senken. Nachweise darÃ¼ber, dass die
KlÃ¤ger keine Wohnung finden konnten oder ihre Kosten nicht auf andere Weise
senken konnten, obwohl sie von der Beklagten dazu aufgefordert wurden, wurden
im Verwaltungsverfahren nicht vorgelegt. Im Klageverfahren erfolgte nach
Fristsetzung und Hinweis auf Â§ 106a Abs. 3 SGG schlieÃ�lich die Mitteilung, dass
die KlÃ¤gerin â��sich umgehÃ¶rtâ�� habe und soweit es ihr mÃ¶glich war,
Mietangebote gelesen habe. Dies genÃ¼gt nach Auffassung der Kammer in keiner
Weise den erforderlichen SuchbemÃ¼hungen. Dies erfordert â�� wie nahezu jedem,
der bereits einmal auf der Suche nach einer Wohnung war und nur beschrÃ¤nkte
Mittel zur VerfÃ¼gung hat oder nur bereit ist, beschrÃ¤nkte Mittel seines
Einkommens zur Anmietung einer Wohnung auszugeben, bewusst ist â�� ein
gewisses MaÃ� an AktivitÃ¤t. Dazu gehÃ¶rt auch, dass man sich auf Inserate hin
meldet und jedenfalls versucht, den Mietvertrag abschlieÃ�en zu kÃ¶nnen.
Derartige BemÃ¼hungen haben die KlÃ¤ger nicht dargelegt. Soweit es ihr aufgrund
etwaiger Sprachunkenntnisse (vgl. das Schreiben der ProzessbevollmÃ¤chtigten
vom 29.05.2020) nicht mÃ¶glich ist, sich um Wohnraum zu bemÃ¼hen, hÃ¤tte sie
die Hilfe des KlÃ¤gers zu 5 in Anspruch nehmen kÃ¶nnen. Sicherlich ist es nicht
einfach, eine Wohnung zu finden. Alleine ein UmhÃ¶ren genÃ¼gt aber nicht. Der
Beklagte hatte unter Vorlage der Auflistung dargelegt, dass durchaus im Jahr 2016
Wohnungen innerhalb der Angemessenheitsgrenze angeboten wurden.

ErgÃ¤nzend weist das Gericht darauf hin, dass der Beklagte von den KlÃ¤gern
ausweislich des Schreibens vom 17.06.2016 gerade nicht einen sofortigen Umzug
forderte. Vielmehr wurden sie auf die Unangemessenheit hingewiesen und ihnen
zur Suche eine sechsmonatige Frist gesetzt, in der die KlÃ¤ger Zeit hatten, eine
Wohnung zu suchen. Statt diese Gelegenheit und sechsmonatigen Aufschub zu
nutzen und sich aktiv um eine angemessen teure Wohnung zu bemÃ¼hen, hat sich
die KlÃ¤gerin nach dem Vortrag ihrer BevollmÃ¤chtigten aber lediglich passiv
umgehÃ¶rt. Dies stellen keine ausreichenden SuchbemÃ¼hungen dar.Â 

Eine Anspruchsgrundlage fÃ¼r die Erteilung eines â��transparenten Differenz-
Berechnungsprotokollâ�� gibt es nicht.Â 

II. Klage der KlÃ¤ger zu 1 bis 3
Das Gericht kann es dahingestellt lassen, ob die Klage der KlÃ¤ger zu 1 bis 3
zulÃ¤ssig ist. Eine ErklÃ¤rung des Vaters (C. A.) oder ein Nachweis Ã¼ber das
alleinige Sorgerecht der KlÃ¤gerin zu 4 erfolgte nicht. Jedenfalls aber ist die Klage
unbegrÃ¼ndet. Auf die AusfÃ¼hrungen unter I. wird hingewiesen.

                               6 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/106a.html


 

III. Die Kostenentscheidung (auch betreffend die Kosten des Vorverfahrens) beruht
auf der Anwendung des Â§ 193 SGG und folgt der Entscheidung in der Sache.

IV. Die Klage wurde zwar nicht beziffert, das Klagebegehren ist aber so auszulegen,
dass mindestens 150,10 Euro monatlich (tatsÃ¤chliche Kosten der Unterkunft und
Heizung von 1133,50 Euro abzÃ¼glich bewilligten Kosten der Unterkunft und
Heizung in HÃ¶he von 983,40 Euro) begehrt werden, mithin insgesamt mindestens
900,60 Euro.
Â 

Erstellt am: 03.11.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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